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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident 

Dr. Rigler und die Hofräte Dr. Schick und Dr. Grünstäudl als Richter, unter 

Mitwirkung des Schriftführers Mag. Soyer, über die Revision des B O S in P, 

vertreten durch Mag. Sybille-Maria Lindeis, Rechtsanwältin in 1070 Wien, 

Stiftgasse 21/20, gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 

13. September 2017, Zl. W228 2147151-1/6E, betreffend 

Medizinprodukteabgabe (belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht: 

Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen), den Beschluss gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Mit dem angefochtenen Erkenntnis wurde der Bescheid 

(Beschwerdevorentscheidung) der belangten Behörde vom 17. Jänner 2017, mit 

welchem dem Revisionswerber die Entrichtung einer Medizinprodukteabgabe 

gemäß § 3 Abs. 1 Medizinprodukteabgabenverordnung iVm § 12a Abs. 1 

und 5 Gesundheits- und Ernährungssicherheitsgesetz (GESG) samt 

Säumniszuschlag und Bearbeitungspauschale (Abs. 7 und 9 leg. cit.) 

vorgeschrieben worden waren, gemäß § 28 Abs. 1 und 2 VwGVG bestätigt. 

2 Gleichzeitig wurde gemäß § 25a VwGG ausgesprochen, dass eine ordentliche 

Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig 

sei. Dieser Spruchteil wurde (lediglich) damit begründet, dass die Entscheidung 

von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung 

zukommt, „weil es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 

fehlt“. 

3 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. Auf Beschlüsse der Verwaltungsgerichte ist Art. 133 Abs. 4 B-VG 

sinngemäß anzuwenden (Art. 133 Abs. 9 B-VG). 
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4 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluss zurückzuweisen. 

5 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch 

des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat 

der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision gesondert 

vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. Diesem Erfordernis 

wird insbesondere nicht schon durch nähere Ausführungen zur behaupteten 

Rechtswidrigkeit der bekämpften Entscheidung (§ 28 Abs. 1 Z 5 VwGG) oder 

zu den Rechten, in denen sich der Revisionswerber verletzt erachtet (§ 28 

Abs. 1 Z 4 VwGG), Genüge getan (vgl. VwGH 25.3.2014, Ra 2014/04/0001 

und 18.2.2015, Ra 2015/08/0008). 

6 Im vorliegenden Fall erschöpft sich die Begründung des Verwaltungsgerichts 

zur Zulässigkeit der Revision in der Wiedergabe von Art. 133 Abs. 4 B-VG; sie 

enthält keinerlei Ausführungen zu einer vom Verwaltungsgerichtshof zu 

lösenden Rechtsfrage bzw. zu welcher Rechtsfrage Judikatur fehlt 

(vgl. zB VwGH 20.2.2017, Ra 2016/11/0185, wonach auch der Hinweis, dass 

zu einer bestimmten Rechtsnorm Judikatur fehle, nicht ausreicht, solange die 

Rechtsfrage nicht präzisiert wird). Der gemäß § 25a VwGG gebotene 

Ausspruch, der kurz zu begründen ist, zeigt daher eine Rechtsfrage von 

grundsätzlicher Bedeutung nicht auf. 

7 Nach ständiger hg. Rechtsprechung (vgl. etwa VwGH 14.4.2016, 

Ro 2016/11/0011, samt Verweis auf die Vorjudikatur; ebenso 

VwGH 13.2.2017, Ro 2016/11/0026) hat ein Revisionswerber auch bei 

Erhebung einer ordentlichen Revision von sich aus die Zulässigkeit der 

Revision (gesondert) darzulegen, sofern er der Ansicht ist, dass die 

Begründung des Verwaltungsgerichtes für die Zulässigkeit der Revision nicht 

ausreicht, oder er eine andere Rechtsfrage grundsätzlicher Bedeutung für 

relevant erachtet. Dies gilt auch für den Fall, dass das Verwaltungsgericht - wie 

im vorliegenden Revisionsfall - infolge bloß formelhafter Begründung zur 
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Zulässigkeit der Revision keine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung 

aufzeigt. In einem solchen Fall ist von der revisionswerbenden Partei auf die 

vorliegende Rechtssache bezogen für jede von ihr - hinausgehend über die 

Zulässigkeitsbegründung des Verwaltungsgerichtes - als von grundsätzlicher 

Bedeutung qualifizierte Rechtsfrage konkret (unter Berücksichtigung auch der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes) aufzuzeigen, warum der 

Verwaltungsgerichtshof diese Rechtsfrage in einer Entscheidung über die 

Revision als solche von grundsätzlicher Bedeutung zu behandeln hätte, von der 

die Lösung der Revision abhängt. 

8 Solche die grundsätzliche Rechtsfrage präzisierende Ausführungen betreffend 

die Zulässigkeit der Revision fehlen in dieser, weil sie diesbezüglich bloß auf 

die (nach dem Gesagten nicht ausreichende) Zulassungsbegründung des 

angefochtenen Erkenntnisses verweist. 

9 Auch in der Revision werden daher keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im 

Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die 

Revision war daher zurückzuweisen. 

W i e n ,  am 11. Juni 2018 

 


